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Stellungnahme der Verwaltung 

zu 1) (Seite 1) 

Gemäß § 1a(2) 4 BauGB soll Grund und Boden nur im notwendigen 
Umfang in Anspruch genommen werden. Durch die deutliche Reduzie-
rung des Plangebiets und durch den hohen Anteil an Ausgleichsfläche, 
die extensiv durch Weidewirtschaft genutzt und gepflegt werden soll, 
wird nur ein sehr kleiner Anteil von Freifläche zu Baugebieten umge-
nutzt. Diese Umnutzung ist schon mit der Flächennutzungsplanung im 
Jahr 2006 vorbereitet worden, in der der zukünftige Wohnbedarf für 
Stadtteile ermittelt wurde. Die östlichen Flächen an der nur einseitig 
angebauten Straße „Am Steinberg“ wurden bereits damals als mögliche 
Entwicklungsbereiche erkannt, da hier erhebliche Einsparungen an Er-
schließungsaufwendungen und gleichzeitig an Flächenverbrauch mög-
lich sind. Dieses entspricht dem Gebot des kosten- und flächensparen-
den Bauens. Die zentrale Ansiedlung der wohnbegleitenden Infrastruk-
turnutzungen (Kita und Rettungswache) ist ein städtebauliches Gebot 
und ebenfalls in möglichst flächensparender (mehrgeschossiger) Bau-
weise erfolgt. Die Wohngebiete sind mit kompakten Bauformen verse-
hen, die Erschließungsflächen sind minimiert. Es wurde nur das not-
wendige Minimum an Flächen in Anspruch genommen.  

zu 2) (S. 1) 

Die Reduzierung der Flächen des Nahrungshabitats des Steinkauzes 
wurde im Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchung zum Be-
bauungsplan thematisiert und durch den Fachgutachter als nicht be-
denklich eingestuft, soweit durch dargestellte Maßnahmen (Feldgehöl-
ze, Hecken, Streuobstgehölze etc.) die Lebensraumfunktionen im 
Rahmen des Bebauungsplans für den Steinkauz – und damit auch für 
die übrigen festgestellten planungsrelevanten Arten - gesichert werden. 
Die für die Belange des Artenschutzes zuständige Untere Landschafts-
behörde hat die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung 
anerkannt und den Maßnahmen zugestimmt. 

zu 1) (S. 2) 

Alle Bäume sind hinsichtlich  ihrer Erhaltungswürdigkeit bewertet wor-
den. Erhaltenswerte Bäume sind soweit irgend möglich erhalten worden 
und im Bebauungsplan auch entsprechend festgesetzt. 

zu 2) (S. 2) 

Für den weiteren Verfahrensverlauf wurde sich unter anderem für die 
Variante 2 entschieden, da diese den etwas geringeren Eingriff in Natur 
und Landschaft darstellt. Durch die Festsetzung von Flachdächern ist 
eine optimale Ausrichtung von Solarkollektoren möglich. Diese sind 
auch planungsrechtlich zulässig. 
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zu 3) (S. 2) 

Da die zeitgleiche Umsetzung der Bebauung nicht sichergestellt werden 
kann, wurde auf die Festsetzung einer zentralen Energieversorgung 
verzichtet. Sie ist aber nicht ausgeschlossen und kann für den gesam-
ten Bereich oder Teile der Wohnsiedlung umgesetzt werden. Die Be-
grünung der Flachdächer wird im Bebauungsplan festgesetzt. Die Be-
grünung von Fassaden und das Anbringen von Nisthilfen unterliegen 
der Gestaltungsfreiheit der Bauherren, sie sind zulässig, werden aber 
nicht festgesetzt. Die Einfriedung mit Laubhecken wird vorgeschrieben, 
ebenso sind heimische Laubgehölze zu verwenden.  

zu 4) (S. 2) 

Die Ausgleichfläche wird eingezäunt, um die Ausgleichsfläche zu 
schützen und Hunde fernzuhalten. Es werden Hinweise auf den 
Schutzcharakter der Fläche und den Leinenzwang für Hunde gegeben. 
Das Fehlverhalten einzelner Menschen und/oder HundebesitzerInnen 
ist nicht auf das Bebauungsplangebiet beschränkt, es ist leider alleror-
ten (auch in Naturschutzgebieten) anzutreffen. Dieses Problem ist mit 
planungsrechtlichen Mitteln nicht zu lösen. Der geplante Weg zwischen 
der geplanten Wohnbebauung und der Ausgleichsfläche hat wichtige 
soziale Funktionen: zum einen ermöglicht er Naherholung und zum an-
deren wird dadurch verhindert, dass zukünftige Bewohner Gartenabfälle 
etc. über ihren Gartenzaun hinweg „entsorgen“. Die Versiegelung des 
Weges wurde im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung bewer-
tet und findet entsprechend Ausgleich. 

zu 5) und 6) (S. 2) 

Für den Bereich „Rettungswache“ im B-Plangebiet ist bereits im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens eine Eingriffs-/Ausgleichs-
bilanzierung erstellt worden. Zum Ausgleich sind Maßnahmen der Be-
grünung und Anpflanzung von Bäumen sowie die Anlage von teilversie-
gelten Flächen im Planungsgebiet selbst vorgesehen. Insgesamt ergibt 
die Bilanzierung ein Defizit von 4.692 Ökologischen Werteinheiten, die 
außerhalb des Planungsbereichs ausgeglichen durch die Anlage einer 
Obstbaumwiese am Alt Steinbücheler Weg werden müssen. Die Zuord-
nung erfolgte im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. 

Für die restlichen Bebauungsplanflächen ist ein Landschaftspflegeri-
scher Fachbeitrag erstellt worden (März 2013). Der kommt zu dem Er-
gebnis, dass dem Eingriff (164.106 ökologische Werteinheiten) eine 
Kompensation von 164.020 Werteinheiten bei Variante 2 gegenüber 
steht. Somit ist der Eingriff fast 100%ig ausgeglichen. Der Ausgleich 
soll im Plangebiet realisiert werden durch die Entwicklung und Pflege 
von Extensivgrünland, Grünlandbrachen, Röhricht und Weidengebüsch 
sowie die Anlage eines Saums mit freiwachsender Hecke und Anpflan-
zung von Gehölzen wie z. B. Hochstammobstbäumen.  
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Die dargestellten Maßnahmen sind geeignet, den Eingriff auszuglei-
chen und stärken gleichzeitig durch geeignete Lebensraumentwicklung 
das Vorkommen des streng geschützten Steinkauzes. 

zu 7) (S. 2) 

Die planungsrechtliche Festsetzung der Ausgleichsfläche erfolgt als 
öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „extensives Grün-
land“. Bestandteil der Fläche sind die überlagernden Festsetzungen 
von Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sowie von Flächen 
mit Pflanzgeboten gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB zur Ortsrandein-
grünung. Der dauerhafte Erhalt ist somit gesichert. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Äußerung wird nicht gefolgt. 


